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I. Allgemeines

§ 1 
Zahl der Abgeordneten, Wahltag

(1) Der Hessische Landtag besteht aus einhundertundzehn Abgeordneten, die in freier, allge-
meiner, geheimer, gleicher, unmittelbarer Wahl gewählt werden.

(2) Der Wahltag ist ein Sonntag oder gesetzlicher Feiertag. Er wird von der Landesregierung
durch Verordnung bestimmt.



II. Wahlberechtigung

§ 2 
Wahlrecht

(1) Wahlberechtigt zum Hessischen Landtag ist, wer am Wahltage

1. Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist,

2. das achtzehnte Lebensjahr vollendet und

3. seit mindestens drei Monaten vor dem Wahltage seinen Wohnsitz im Lande Hessen hat.

Bei Inhabern von Haupt- und Nebenwohnungen im Sinne des Melderechts gilt der Ort der
Hauptwohnung als Wohnsitz.

(2) Wahlberechtigt ist bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2
auch, wer keinen Wohnsitz, aber seit mindestens drei Monaten vor dem Wahltag seinen dau-
ernden Aufenthalt im Lande Hessen hat.

§ 3 
Ausschluss vom Wahlrecht

Nicht wahlberechtigt ist

1. derjenige, für den zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch
einstweilige Anordnung bestellt ist; dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis des Betreuers
die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Angelegen-
heiten nicht erfasst;

2. wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt.

§ 4 
Wählbarkeit

Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der am Wahltage einundzwanzig Jahre alt ist und seit
mindestens einem Jahr seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in Hessen hat.

§ 5 
Ausschluss von der Wählbarkeit

Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Beglei-
tung öffentlicher Ämter nicht besitzt.



III. Wahlsystem und Wahlvorbereitung

§ 6 
Wahlsystem

Fünfundfünfzig Abgeordnete werden in Wahlkreisen und fünfundfünfzig Abgeordnete aus
Landeslisten gewählt.

§ 7 
Wahlkreise und Wahlbezirke

(1) Für die Landtagswahl wird das Land Hessen in die aus der Anlage zum Gesetz ersichtli-
chen fünfundfünfzig Wahlkreise eingeteilt.

(2) Jeder Wahlkreis wird für die Stimmabgabe in Wahlbezirke eingeteilt.

§ 8 
Stimmen

Jeder Wähler hat zwei Stimmen, eine Wahlkreisstimme für die Wahl eines Wahlkreisabge-
ordneten und eine Landesstimme für die Wahl einer Landesliste.

§ 9 
Wahl in den Wahlkreisen

In den Wahlkreisen ist der Bewerber gewählt, der die meisten gültigen Stimmen erhalten hat.
Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Kreiswahlleiter zu ziehende Los.

§ 10 
Wahl nach Landeslisten

(1) Bei der Verteilung der Sitze auf die Landeslisten werden nur Parteien und Wählergruppen
berücksichtigt, die mindestens fünf vom Hundert der abgegebenen gültigen Landesstimmen
erhalten haben.

(2) Für die Verteilung der nach Landeslisten zu besetzenden Sitze werden die für jede Lan-
desliste abgegebenen Landesstimmen zusammengezählt. Nicht berücksichtigt werden dabei
die Landesstimmen derjenigen Wähler, die ihre Wahlkreisstimme für einen im Wahlkreis er-
folgreichen Bewerber abgegeben haben, der nach § 21 Abs. 3 von Wahlberechtigten oder von
einer Partei oder Wählergruppe vorgeschlagen ist, für die keine Landesliste zugelassen ist.
Von der Gesamtzahl der nach § 1 Abs. 1 zu wählenden Abgeordneten wird die Zahl der er-
folgreichen Wahlkreisbewerber abgezogen, die in Satz 2 genannt oder von einer nach Abs. 1
nicht zu berücksichtigenden Partei oder Wählergruppe vorgeschlagen sind.

(3) Den einzelnen Parteien und Wählergruppen werden von den nach Abs. 2 Satz 3 verblei-
benden Sitzen so viele zugeteilt, wie ihnen im Verhältnis der auf sie entfallenden Landes-



stimmenzahl zur Gesamtzahl der Landesstimmen aller an der Sitzverteilung teilnehmenden
Wahlvorschläge zustehen; maßgeblich sind die nach Abs. 2 Satz 1 und 2 zu berücksichtigen-
den Landesstimmen. Dabei erhält jede Partei oder Wählergruppe zunächst so viele Sitze, wie
sich für sie ganze Zahlen ergeben. Sind danach noch Sitze zu vergeben, so sind sie in der Rei-
henfolge der höchsten Zahlenbruchteile, die sich bei der Berechnung nach Satz 1 ergeben, auf
die Landeslisten zu verteilen. Über die Zuteilung des letzten Sitzes entscheidet bei gleichen
Zahlenbruchteilen das vom Landeswahlleiter zu ziehende Los.

(4) Von der für jede Partei und jede Wählergruppe so ermittelten Abgeordnetenzahl wird die
Zahl der in den Wahlkreisen von ihr errungenen Sitze abgerechnet. Die ihr hiernach noch zu-
stehenden Sitze werden aus der Landesliste in der dort festgelegten Reihenfolge besetzt. Be-
werber, die in einem Wahlkreis gewählt sind, bleiben auf der Landesliste unberücksichtigt.
Entfallen auf eine Landesliste mehr Sitze, als Bewerber benannt sind, so bleiben diese Sitze
unbesetzt.

(5) In den Wahlkreisen errungene Sitze verbleiben der Partei oder Wählergruppe auch dann,
wenn sie die nach Abs. 3 ermittelte Zahl übersteigen. In diesem Fall erhöht sich die Gesamt-
zahl der Abgeordnetensitze (§ 1 Abs. 1) so lange, bis die nach Abs. 3 zu berechnende Propor-
tion erreicht ist.

§ 11 
Ausübung des Wahlrechts

(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.

(2) Wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem Wahlbezirk wählen, in dessen
Wählerverzeichnis er geführt wird.

(3) Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl des Wahlkreises, in dem der Wahlschein
ausgestellt ist,

1. durch Briefwahl oder

2. durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk des Wahlkreises

teilnehmen.

(4) Jeder Wahlberechtigte kann das Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben.

§ 12 
Wählerverzeichnis

(1) Die Gemeindebehörden führen für jeden Wahlbezirk für die dort wohnhaften Wahlbe-
rechtigten ein Wählerverzeichnis.

(2) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an den Werktagen vom zwanzigsten bis zum sech-
zehnten Tag vor der Wahl (Einsichtsfrist) während der allgemeinen Öffnungszeiten der Ge-
meindebehörde die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Überprüfung der Richtigkeit oder Vollständigkeit



der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen haben Wahlberechtigte
während der Einsichtsfrist nur dann ein Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn sie
Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des
Wählerverzeichnisses ergeben kann; die dabei gewonnenen Erkenntnisse dürfen nur für die
Begründung eines Einspruchs gegen das Wählerverzeichnis und für Zwecke der Wahlprüfung
verwendet werden. Das Recht zur Überprüfung nach Satz 2 besteht nicht hinsichtlich der Da-
ten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister eine Übermittlungssperre nach § 34 Abs.
5 des Hessischen Meldegesetzes eingetragen ist.

(3) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Ein-
sichtsfrist bei der Gemeindebehörde Einspruch erheben. Gegen die Entscheidung kann Be-
schwerde an den Kreiswahlleiter eingelegt werden.

(4) Ab Beginn der Einsichtsfrist ist die Eintragung oder Streichung von Personen im Wähler-
verzeichnis nur noch auf rechtzeitigen Einspruch sowie in Fällen offensichtlicher Unrichtig-
keit des Wählerverzeichnisses auch von Amts wegen zulässig.

§ 13 
(gestrichen)

§ 14 
(gestrichen)

§ 15 
Wahlschein

(1) Ein Wahlberechtigter, der in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag ei-
nen Wahlschein,

1. wenn er sich am Wahltag während der Wahlzeit aus wichtigem Grunde außerhalb seines
Wahlbezirks aufhält,

2. wenn er seine Wohnung in einen anderen Wahlbezirk verlegt hat und nicht in das Wähler-
verzeichnis des neuen Wahlbezirks eingetragen ist,

3. wenn er aus beruflichen Gründen oder infolge Krankheit, hohen Alters, eines körperlichen
Gebrechens oder sonst seines körperlichen Zustands wegen den Wahlraum nicht oder nur
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen kann.

(2) Ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag
einen Wahlschein,

1. wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Einspruchsfrist versäumt hat,

2. wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Einspruchsfrist entstan-
den ist,



3. wenn sein Wahlrecht im Einspruchs- oder Beschwerdeverfahren festgestellt worden und
die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemein-
debehörde gelangt ist.

(3) Wird der Wahlschein versagt, so kann dagegen Einspruch bei der Gemeindebehörde ein-
gelegt werden. § 12 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 16 
Landeswahlleiter, Kreiswahlleiter

(1) Das für das Landtagswahlrecht zuständige Ministerium ernennt für das Land Hessen einen
Landeswahlleiter und einen Stellvertreter und für jeden Wahlkreis einen Kreiswahlleiter und
einen Stellvertreter.

(2) Tritt ein zum Kreiswahlleiter Berufener selbst als Bewerber auf, so ernennt das für das
Landtagswahlrecht zuständige Ministerium an seiner Stelle einen anderen Kreiswahlleiter.

§ 17 
Bildung der Wahlorgane

(1) Der Landeswahlleiter bildet einen Landeswahlausschuss, die Kreiswahlleiter bilden
Kreiswahlausschüsse.

(2) Die Wahlausschüsse bestehen aus dem jeweiligen Wahlleiter als Vorsitzendem und sechs
von ihm berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern. Die Gemeindebehörde beruft für jeden
Wahlbezirk einen Wahlvorstand sowie einen oder mehrere Briefwahlvorstände für die Ge-
meinde. Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem Stell-
vertreter und weiteren drei bis sieben Wahlberechtigten als Beisitzern. Bei der Berufung der
Beisitzer sind die in dem jeweiligen Bezirk vertretenen Parteien und Wählergruppen nach
Möglichkeit zu berücksichtigen.

(3) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mitglied sein. Bewerber, Ersatzbewerber,
Vertrauenspersonen und stellvertretende Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge dürfen nicht
zu Mitgliedern eines Wahlorgans bestellt werden.

(4) Die Gemeindebehörden sind befugt, personenbezogene Daten von Wahlberechtigten zum
Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu erheben und zu verarbeiten. Zu
diesem Zweck dürfen personenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in
Wahlvorständen geeignet sind, auch für künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern der Be-
troffene der Verarbeitung nicht widersprochen hat. Der Betroffene ist über das Widerspruchs-
recht zu unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Daten erhoben und verarbeitet werden:
Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der Berufungen zu einem
Mitglied der Wahlvorstände und die dabei ausgeübte Funktion sowie die Art der Wahl, für die
der Betroffene eingesetzt wurde.

(5) Daten nach § 9 Abs. 5 des Bundeswahlgesetzes können zur Sicherstellung der Wahldurch-
führung auch für die Berufung zu Mitgliedern von Wahlvorständen nach diesem Gesetz ver-
wendet werden.



§ 18 
Tätigkeit der Wahlausschüsse und Wahlvorstände

(1) Die Wahlausschüsse und Wahlvorstände verhandeln, beraten und entscheiden in öffentli-
cher Sitzung. Soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist, entscheidet bei den
Abstimmungen Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
den Ausschlag.

(2) Die Mitglieder der Wahlorgane, ihre Stellvertreter und die Schriftführer sind zur unparteii-
schen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtli-
chen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet.

§ 19 
Übernahme von Wahlehrenämtern

Die Beisitzer der Wahlausschüsse und Wahlvorstände sowie die Wahlvorsteher üben ihre
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme dieses Ehrenamtes ist jeder Wahlberechtigte ver-
pflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus wichtigem Grund abgelehnt werden.

§ 20 
Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschläge können von Parteien oder Wählergruppen und nach Maßgabe des § 21
Abs. 3 von Wahlberechtigten eingereicht werden.

(2) Eine Partei oder Wählergruppe kann nur eine Landesliste und in jedem Wahlkreis nur ei-
nen Kreiswahlvorschlag einreichen.

(3) Wahlvorschläge von Parteien oder Wählergruppen müssen den Namen der einreichenden
Partei oder Wählergruppe, andere Wahlvorschläge ein Kennwort enthalten.

(4) Als Bewerber in einem Wahlvorschlag kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zu-
stimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. Dies gilt auch für
den in einem Kreiswahlvorschlag benannten Ersatzbewerber (§ 21 Abs. 1).

§ 21 
Kreiswahlvorschlag

(1) Der Kreiswahlvorschlag muss den Namen eines Bewerbers und eines Ersatzbewerbers
enthalten.

(2) Jeder Bewerber oder Ersatzbewerber kann nur in einem Wahlkreis und in einem Kreis-
wahlvorschlag benannt werden.

(3) Kreiswahlvorschläge, die von einer Partei eingereicht werden, müssen von dem zuständi-
gen Landesvorstand unterzeichnet sein. Dies gilt sinngemäß auch für Kreiswahlvorschläge



von Wählergruppen. Kreiswahlvorschläge von Parteien oder Wählergruppen, die seit der
letzten Landtagswahl nicht mit mindestens einem Abgeordneten ununterbrochen im Landtag
vertreten waren, sowie Kreiswahlvorschläge, die nicht von Parteien oder Wählergruppen ein-
gereicht werden, müssen außerdem von wenigstens fünfzig Wahlberechtigten des Wahlkreises
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt
der Unterzeichnung gegeben sein.

§ 22 
Landesliste

(1) Die Landesliste muss die Namen der Bewerber in erkennbarer Reihenfolge enthalten.

(2) Jeder Bewerber kann nur in einer Landesliste benannt werden. Ein Bewerber, der in einem
Kreiswahlvorschlag benannt ist, kann nur in der Landesliste derselben Partei oder Wähler-
gruppe benannt werden.

(3) Landeslisten müssen von dem zuständigen Landesvorstand der Partei oder Wählergruppe
unterzeichnet sein. Landeslisten von Parteien oder Wählergruppen, die seit der letzten Land-
tagswahl nicht mit mindestens einem Abgeordneten ununterbrochen im Landtag vertreten
waren, müssen außerdem von wenigstens tausend zum Landtag Wahlberechtigten persönlich
und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein.

§ 23 
Frist zur Einreichung der Wahlvorschläge

(1) Die Kreiswahlvorschläge sind spätestens am sechsundsechzigsten Tage vor dem Wahltage
bis 18 Uhr schriftlich bei dem Kreiswahlleiter, die Landeslisten bis zu dem gleichen Zeitpunkt
bei dem Landeswahlleiter einzureichen.

(2) In jedem Wahlvorschlag sind eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauens-
person namhaft zu machen; Bewerber und Ersatzbewerber können nicht benannt werden.
Fehlt diese Angabe, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson,
und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson, soweit
es sich dabei nicht um Bewerber oder Ersatzbewerber handelt. Die Vertrauensperson und die
stellvertretende Vertrauensperson können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Un-
terzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt
werden. Stirbt eine Vertrauensperson oder eine stellvertretende Vertrauensperson, gilt Satz 3
entsprechend; wird von der Ersetzungsbefugnis kein Gebrauch gemacht, gilt Satz 2 entspre-
chend. Soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

§ 24 
Aufstellung der Landeslisten und Kreiswahlvorschläge

(1) Die Aufstellung der Bewerber für Landeslisten und ihre Reihenfolge ist in geheimer Ab-
stimmung in einer Versammlung der betreffenden Partei oder Wählergruppe festzustellen, zu



der die Mitglieder oder eine der Mitgliederzahl oder der Satzung der Partei oder Wählergrup-
pe entsprechende Zahl von Vertretern aus dem ganzen Lande einzuladen sind. Vorschlagsbe-
rechtigt ist auch jeder Teilnehmer der Versammlung; den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben,
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen.

(2) Für die Aufstellung der Bewerber und Ersatzbewerber für Kreiswahlvorschläge durch
Parteien und Wählergruppen gilt Abs. 1 entsprechend. Zu der Versammlung sind die Mitglie-
der der Partei oder Wählergruppe in dem betreffenden Wahlkreis oder die von den Mitglie-
dern gewählten Vertreter einzuladen.

(3) Die Vertreter für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Abstimmung zu wählen;
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) In Landkreisen und kreisfreien Städten, die mehrere Wahlkreise umfassen, können die
Bewerber und Ersatzbewerber für diejenigen Wahlkreise, deren Gebiet die Grenze des Kreises
oder der kreisfreien Stadt nicht durchschneidet, in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung gewählt werden.

(5) Über den Verlauf der Versammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift
muss Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung und die Zahl der
erschienenen Mitglieder oder Vertreter enthalten. Die Niederschrift ist von dem Versamm-
lungsleiter, dem Schriftführer und zwei weiteren Teilnehmern zu unterzeichnen; sie haben
dabei gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Bewerber, bei Kreis-
wahlvorschlägen auch die Ersatzbewerber, in geheimer Abstimmung aufgestellt und die An-
forderungen nach Abs. 1 Satz 2 beachtet worden sind. Der Landeswahlleiter ist hinsichtlich
der Landesliste, der Kreiswahlleiter hinsichtlich des Kreiswahlvorschlags zur Abnahme einer
solchen Versicherung an Eides statt zuständig.

§ 25 
Verbot von Listenverbindungen

Die Verbindung von Wahlvorschlägen mehrerer Parteien oder Wählergruppen ist unstatthaft.

§ 26 
Prüfung der Wahlvorschläge, Mängelbeseitigung

(1) Der Kreiswahlleiter hat Kreiswahlvorschläge sofort zu prüfen. Stellt er Mängel fest, so
fordert er unverzüglich die Vertrauensperson auf, sie rechtzeitig zu beseitigen. Die Vertrau-
ensperson kann gegen die Verfügung des Kreiswahlleiters den Kreiswahlausschuss anrufen.

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvor-
schläge behoben werden. Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, wenn

1. die Form und Frist des § 23 Abs. 1 nicht gewahrt sind,

2. in dem Wahlvorschlag kein Ersatzbewerber benannt ist oder der Bewerber oder der Ersatz-
bewerber mangelhaft bezeichnet ist, so dass seine Person nicht feststeht,

3. die erforderlichen gültigen Unterschriften fehlen,



4. bei dem Kreiswahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ein nach § 24 erforderlicher
Nachweis nicht erbracht ist,

5. die Zustimmungserklärung des Bewerbers oder des Ersatzbewerbers fehlt.

(3) Nach der Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 28 Abs. 2) ist
jede Mängelbeseitigung ausgeschlossen.

(4) Die Vorschriften der Abs. 2 und 3 gelten entsprechend für die Prüfung der Landeslisten
durch den Landeswahlleiter.

§ 27 
Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen

(1) Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, so lange nicht über
seine Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 50 Wahlberechtigten unterzeichneter
Kreiswahlvorschlag kann nur von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen per-
sönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden.

(2) Stirbt der im Kreiswahlvorschlag benannte Bewerber oder verliert er seine Wählbarkeit
nach Einreichung des Wahlvorschlags, so gilt der in dem Wahlvorschlag benannte Ersatzbe-
werber als Bewerber. Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson haben
in diesem Fall spätestens bis zur Zulassung über den Wahlvorschlag durch eine gemeinsame
schriftliche Erklärung einen neuen Ersatzbewerber zu benennen; das Verfahren nach § 24
braucht nicht eingehalten zu werden, der Unterschriften nach § 21 Abs. 3 bedarf es nicht.

(3) Stirbt der im Kreiswahlvorschlag benannte Ersatzbewerber oder verliert er seine Wählbar-
keit nach Einreichung des Wahlvorschlags, gilt Abs. 2 Satz 2 entsprechend.

(4) Sterben Bewerber und Ersatzbewerber eines Kreiswahlvorschlags oder verlieren beide ihre
Wählbarkeit nach der Einreichung, jedoch vor der Entscheidung über die Zulassung des
Wahlvorschlags, gilt Abs. 2 Satz 2 entsprechend.

(5) Nach der Entscheidung über die Zulassung des Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung
ausgeschlossen; Abs. 2 Satz 1 bleibt unberührt.



§ 28 
Zulassung von Wahlvorschlägen

(1) Der Landeswahlausschuss prüft am achtundfünfzigsten Tage vor der Wahl die Landeslis-
ten auf ihre Ordnungsmäßigkeit und Vollständigkeit und beschließt über ihre Zulassung.

(2) Der Kreiswahlausschuss prüft am achtundfünfzigsten Tage vor der Wahl in gleicher Weise
die Kreiswahlvorschläge und beschließt über ihre Zulassung.

(3) Ein Wahlvorschlag ist zurückzuweisen, wenn er den Anforderungen nicht entspricht, die
durch dieses Gesetz und die Landeswahlordnung aufgestellt sind, es sei denn, dass in diesen
Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. Sind bei einer Landesliste die Anforderungen nur
hinsichtlich einzelner Bewerber nicht erfüllt, so werden ihre Namen aus der Landesliste ge-
strichen. Sind bei einem Kreiswahlvorschlag die Anforderungen nicht hinsichtlich des Bewer-
bers und des Ersatzbewerbers erfüllt, so ist der Kreiswahlvorschlag zurückzuweisen.

(4) Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann binnen drei Ta-
gen nach der Verkündung in der Sitzung des Kreiswahlausschusses Beschwerde an den Lan-
deswahlausschuss eingelegt werden. Beschwerdeberechtigt sind die Vertrauensperson des
Kreiswahlvorschlages und der Kreiswahlleiter. Der Kreiswahlleiter kann auch gegen eine Ent-
scheidung, durch die ein Wahlvorschlag zugelassen wird, Beschwerde erheben. In der Be-
schwerdeverhandlung sind die erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entscheidung über die
Beschwerde muss spätestens am zweiundfünfzigsten Tage vor der Wahl getroffen werden.

§ 29 
Bekanntmachung der Wahlvorschläge

(1) Spätestens am achtundvierzigsten Tage vor dem Wahltag haben der Landeswahlleiter die
zugelassenen Landeslisten, die Kreiswahlleiter die zugelassenen Kreiswahlvorschläge öffent-
lich bekannt zu machen.

(2) Die Reihenfolge der Veröffentlichung der Landeslisten richtet sich nach der Zahl der Lan-
desstimmen, die sie bei der letzten Landtagswahl erreicht haben. Die übrigen Landeslisten
schließen sich in alphabetischer Reihenfolge der Namen der Parteien oder Wählergruppen an.
Die Reihenfolge der Kreiswahlvorschläge richtet sich nach der Reihenfolge der entsprechen-
den Landeslisten, die übrigen Kreiswahlvorschläge schließen sich in alphabetischer Reihen-
folge der Namen der Parteien oder Wählergruppen sowie der Kennworte an.

§ 30 
Stimmzettel

(1) Die Stimmzettel werden für jeden Wahlkreis amtlich hergestellt.

(2) Der Stimmzettel enthält

1. für die Wahl in den Wahlkreisen die zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter Angabe von
Familiennamen, Rufnamen, Beruf oder Stand, Wohnort und Wohnung des Bewerbers und
des Ersatzbewerbers, bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen außer-



dem die Namen der Parteien oder Wählergruppen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen das Kennwort,

2. für die Wahl nach Landeslisten die Namen der Parteien oder Wählergruppen und, sofern
sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, sowie die Namen der ersten fünf Bewer-
ber der zugelassenen Landeslisten.

(3) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge bestimmt sich nach § 29 Abs. 2.

IV. Wahlhandlung und Feststellung des Wahlergebnisses

§ 31 
Öffentlichkeit der Wahl

Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebnisses sind öffentlich. Der Wahlvorstand kann
Personen, die die Ruhe und Ordnung stören, aus dem Wahlraum verweisen.

§ 31 a 
Unzulässige Wahlpropaganda und Unterschriftensammlung, 

unzulässige Veröffentlichung von Wählerbefragungen

(1) Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der Wahlraum befindet,
sowie in dem Bereich mit einem Abstand von weniger als zehn Metern von dem Gebäudeein-
gang jede Beeinflussung der Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede Unter-
schriftensammlung verboten.

(2) Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe
über den Inhalt der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit unzulässig.

§ 32
Stimmabgabe

(1) Die Stimmabgabe erfolgt geheim, und zwar in der Weise, dass der Wähler durch auf den
Stimmzettel gesetzte Kreuze oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Be-
werber er seine Wahlkreisstimme und welcher Landesliste er seine Landesstimme geben will.
Der Wähler faltet den Stimmzettel in der Wahlzelle so, dass die Stimmabgabe nicht erkannt
werden kann, und legt ihn in gefaltetem Zustand in die Wahlurne.

(2) Die für das Landtagswahlrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister
kann zulassen, dass an Stelle von Stimmzetteln Wahlgeräte verwendet werden. Für die Betäti-
gung von Wahlgeräten gilt Abs. 1 entsprechend.

(3) Eine Vertretung bei der Stimmabgabe ist unzulässig. Ein Wähler, der des Lesens unkundig
oder der durch körperliche Gebrechen gehindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu
falten, diesen selbst in die Wahlurne zu werfen oder dem Wahlvorsteher zu übergeben, kann



sich einer Hilfsperson bedienen. Das Gleiche gilt für einen Wähler, der außerstande ist, selbst
das Wahlgerät zu betätigen.

§ 32 a 
Briefwahl

(1) Bei der Briefwahl hat der Wähler der Gemeindebehörde, die den Wahlschein ausgestellt
hat, im verschlossenen Wahlbriefumschlag

1. seinen Wahlschein,

2. in einem besonderen verschlossenen Umschlag seinen Stimmzettel

so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltag bis 18 Uhr eingeht.
§ 32 Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

(2) Auf dem Wahlschein hat der Wähler oder die Hilfsperson gegenüber der Gemeindebehör-
de an Eides statt zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten
Willen des Wählers gekennzeichnet worden ist. Die Gemeindebehörde ist zur Abnahme einer
solchen Versicherung an Eides statt zuständig.

§ 33 
Ungültige Stimmen

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1. als nicht amtlich hergestellt erkennbar ist,

2. keine Kennzeichnung enthält,

3. den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lässt,

4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.

In den Fällen der Nr. 1 und 2 sind beide Stimmen ungültig. Enthält der Stimmzettel nur eine
Stimmabgabe, so ist die nicht abgegebene Stimme ungültig.

(2) Bei der Briefwahl gelten mehrere in einem Umschlag enthaltene Stimmzettel als ein
Stimmzettel, wenn sie gleichlauten oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; sonst zählen
sie als ein Stimmzettel. Ist der Umschlag leer, so gelten beide Stimmen als ungültig.

(3) Die Stimmen eines Wählers, der an der Briefwahl teilgenommen hat, werden nicht da-
durch ungültig, dass er vor dem oder am Wahltag stirbt oder sein Wahlrecht verliert.



§ 33 a 
Zurückweisung von Wahlbriefen

(1) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,

2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlschein beiliegt,

3. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag verschlossen sind,

4. dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt ist,

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber nicht eine gleiche Anzahl gültiger
und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt versehener Wahlscheine enthält,

6. der Wähler oder die Hilfsperson die vorgeschriebene Versicherung an Eides statt zur
Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

7. kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist,

8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis ge-
fährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand
enthält.

(2) Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wähler gezählt; ihre Stim-
men gelten als nicht abgegeben.

§ 34 
Ermittlung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk

(1) Nach der Beendigung der Wahl wird das Wahlergebnis in den einzelnen Wahlbezirken
durch Zählen der Stimmen öffentlich ermittelt.

(2) Der für die Briefwahl eingesetzte Wahlvorstand stellt fest, wie viel durch Briefwahl abge-
gebene Stimmen auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen.

(3) Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der Wahlvorstand. Der Kreiswahlausschuss
hat das Recht der Nachprüfung.

§ 35 
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis

(1) Der Kreiswahlausschuss stellt fest, wie viel gültige Stimmen im Wahlkreis abgegeben
worden sind und wie viel auf jeden Wahlvorschlag entfallen. Er stellt darauf fest, welcher
Bewerber im Wahlkreis gewählt ist.



(2) Ist der Bewerber des Kreiswahlvorschlags, auf den die meisten gültigen Stimmen entfallen
sind, vor der Wahl verstorben oder hat er seine Wählbarkeit verloren, so ist der in dem Kreis-
wahlvorschlag benannte Ersatzbewerber gewählt.

(3) Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den Gewählten und fordert ihn auf, binnen einer Wo-
che schriftlich zu erklären, ob er die Wahl annimmt.

§ 36 
(gestrichen)

§ 37 
Feststellung des Wahlergebnisses im Lande

(1) Der Landeswahlausschuss stellt fest, wie viel gültige Landesstimmen die Parteien und
Wählergruppen erhalten haben, für die Landeslisten zugelassen worden sind. Danach stellt er
fest, wie viel Sitze auf diese Parteien und Wählergruppen entfallen und welche Bewerber aus
den Landeslisten gewählt sind.

(2) Der Landeswahlleiter benachrichtigt die Gewählten und fordert sie auf, binnen einer Wo-
che schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen.

§ 38 
Erwerb der Rechtsstellung eines Abgeordneten

Ein gewählter Bewerber erwirbt die Rechtsstellung eines Abgeordneten mit dem Eingang der
Annahmeerklärung beim zuständigen Wahlleiter, jedoch nicht vor Ablauf der Wahlperiode
des letzten Landtags und im Falle des § 43 Abs. 3 Satz 1 nicht vor Ausscheiden des nach dem
ursprünglichen Wahlergebnis gewählten Abgeordneten. Gibt der Gewählte bis zum Ablauf
der gesetzten Frist keine Erklärung ab, so gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen.
Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. Eine Ablehnung kann nicht widerrufen
werden.

V. Ausscheiden und Nachfolge von Abgeordneten

§ 39
Verlust des Mandats

(1) Abgeordnete verlieren ihren Sitz bei

1. Ungültigkeit des Erwerbs der Rechtsstellung,

2. nachträglichem Verlust der Wählbarkeit,

3. Aberkennung der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte,



4. Neufeststellung des Wahlergebnisses,

5. Verzicht.

Verlustgründe nach anderen Vorschriften bleiben unberührt.

(2) Der Verzicht ist dem Landeswahlleiter, nach der Einberufung der Präsidentin oder dem
Präsidenten des Landtags, schriftlich zu erklären. Er ist nicht widerruflich. Über den Verlust
nach Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sowie nach § 41 Abs. 1 wird im Wahlprüfungsverfahren entschieden.

§ 40 
Nachfolge von Abgeordneten

(1) Wenn ein aus der Landesliste gewählter Bewerber stirbt oder die Annahme der Wahl ab-
lehnt oder wenn ein aus der Landesliste gewählter Abgeordneter stirbt oder sonst nachträglich
aus dem Landtag ausscheidet, so tritt der nächste, noch nicht zum Abgeordneten berufene
Bewerber der Landesliste derjenigen Partei oder Wählergruppe, für die der Ausgeschiedene
bei der Wahl aufgetreten ist, an seine Stelle. Ist die Liste erschöpft, so bleibt der Sitz unbe-
setzt.

(2) Wenn ein im Wahlkreis gewählter Bewerber stirbt oder die Annahme der Wahl ablehnt
oder wenn ein im Wahlkreis gewählter Abgeordneter stirbt oder sonst nachträglich aus dem
Landtag ausscheidet, so tritt der im Kreiswahlvorschlag benannte Ersatzbewerber an seine
Stelle. Ist ein Ersatzbewerber nicht vorhanden, gilt Abs. 1 entsprechend.

(3) Bei der Nachfolge (Abs. 1 und 2) bleiben diejenigen Bewerber unberücksichtigt, die seit
dem Zeitpunkt der Aufstellung der Wahlvorschläge aus der Partei oder Wählergruppe, für die
sie bei der Wahl aufgetreten waren, ausgeschieden sind; dies gilt auch für nicht gewählte Be-
werber und Ersatzbewerber, die dem Landeswahlleiter schriftlich ihren Verzicht auf ihre An-
wartschaft erklärt haben. Der Verzicht kann nicht widerrufen werden.

(4) Die Feststellung über die Nachfolge trifft der Landeswahlleiter. Gegen seine Entscheidung
kann jeder Beteiligte den Landeswahlausschuss anrufen. § 37 Abs. 2 und § 38 gelten entspre-
chend. 

§ 41 
Folgen eines Parteiverbots

(1) Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundesverfassungsge-
richt gemäß Art. 21 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt, so verlieren die Abge-
ordneten, die dieser Partei oder Teilorganisation zur Zeit der Antragstellung oder der Verkün-
dung des Urteils angehören, ihren Sitz.

(2) Soweit Abgeordnete, die nach Abs. 1 ihren Sitz verloren haben, in Wahlkreisen gewählt
waren, findet Ersatzwahl statt. Abgeordnete, die nach Abs. 1 ihren Sitz verloren haben, dürfen
bei dieser Ersatzwahl nicht als Bewerber auftreten.



(3) Soweit Abgeordnete, die nach Abs. 1 ihren Sitz verloren haben, aus Landeslisten gewählt
waren, bleibt der Sitz unbesetzt. Dies gilt nicht, wenn sie auf der Landesliste einer nicht für
verfassungswidrig erklärten Partei gewählt waren; in diesem Falle ist gemäß § 40 Abs. 1 zu
verfahren.

(4) Im Falle des Abs. 3 Satz 1 verringert sich die gesetzliche Mitgliederzahl des Landtages
entsprechend.

(5) Verlieren mehr als drei Abgeordnete, die aus Landeslisten gewählt waren, ihre Sitze, so
findet eine erneute Feststellung des Wahlergebnisses gemäß §§ 10, 37 statt. Hierbei werden
die für die verfassungswidrig erklärte Partei abgegebenen Stimmen nicht berücksichtigt.

VI. Besondere Vorschriften für Nachwahlen, Wiederholungswahlen und Ersatzwahlen

§ 42 
Nachwahl

(1) Eine Nachwahl findet statt,

1. wenn in einem Wahlkreis oder in einem Wahlbezirk die Wahl nicht durchgeführt worden
ist,

2. wenn sowohl ein in einem Kreiswahlvorschlag benannter Bewerber als auch der für ihn
benannte Ersatzbewerber nach der Zulassung des Kreiswahlvorschlags, aber noch vor Be-
ginn der Wahlhandlung, sterben oder ihre Wählbarkeit verlieren.

(2) Die Nachwahl muss spätestens drei Wochen nach dem Tag der ausgefallenen Wahl statt-
finden.

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 können binnen einer vom Kreiswahlleiter bestimmten Frist
durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson des betroffenen Kreiswahlvorschlags ein anderer Bewerber und ein Ersatzbe-
werber benannt werden; das Verfahren nach § 24 braucht nicht eingehalten zu werden, der
Unterschriften nach § 21 Abs. 3 bedarf es nicht. Im Übrigen findet die Nachwahl auf densel-
ben Grundlagen und nach denselben Vorschriften wie die ausgefallene Wahl statt.

§ 43 
Wiederholungswahl

(1) Wird eine Wahl im Wahlprüfungsverfahren ganz oder teilweise für ungültig erklärt, so ist
sie nach Maßgabe der Entscheidung für den Rest der Wahlperiode zu wiederholen.

(2) Die Wiederholungswahl findet nach denselben Vorschriften, denselben Wahlvorschlägen
und, wenn seit der Hauptwahl noch nicht sechs Monate vergangen sind, aufgrund derselben
Wählerverzeichnisse wie die Hauptwahl statt, soweit nicht die Entscheidung im Wahlprü-
fungsverfahren, insbesondere hinsichtlich der Wahlvorschläge und Wählerverzeichnisse, Ab-
weichungen vorschreibt.



(3) Aufgrund einer Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis neu festgestellt. § 35 Abs. 3
und § 37 Abs. 2 gelten entsprechend. Im Falle des § 16a Abs. 2 des Wahlprüfungsgesetzes
bedarf es einer erneuten Annahme der Wahl nicht.

§ 44 
Festsetzung des Termins zur Nachwahl,

Wiederholungswahl oder Ersatzwahl

(1) Den Tag einer Nachwahl, einer Wiederholungswahl oder einer Ersatzwahl bestimmt der
Landeswahlleiter.

(2) Die Wiederholungswahl muss spätestens sechzig Tage nach Rechtskraft der Entscheidung
stattfinden, durch die die Wahl für ungültig erklärt worden ist.

(3) Im Falle einer Ersatzwahl findet eine erneute Feststellung des Wahlergebnisses gemäß den
§§ 10, 37 nicht statt.

§ 45 
Wegfall von Ersatz- oder Wiederholungswahlen

Ersatzwahlen oder Wiederholungswahlen unterbleiben, wenn feststeht, dass innerhalb von
sechs Monaten ein neuer Landtag gewählt wird.

VII. Schlussbestimmungen

§ 46
Anfechtung von Wahlentscheidungen

Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren beziehen, kön-
nen nur mit den in diesem Gesetz und in der Landeswahlordnung vorgesehenen Rechtsbehel-
fen sowie im Wahlprüfungsverfahren angefochten werden.

§ 47
Wahlkosten

(1) Das Land erstattet den Gemeinden und Kreiswahlleitern die durch die Wahl veranlassten
notwendigen Ausgaben durch einen festen nach Gemeindegröße abgestuften Betrag je Wahl-
berechtigten. Laufende persönliche und sachliche Kosten und Kosten für die Benutzung von
Räumen und Einrichtungen der Gemeinde und Kreiswahlleiter werden nicht berücksichtigt.
Die für das Landtagswahlrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister
wird ermächtigt, die Beträge durch Rechtsverordnung festzusetzen.

(2) Das für das Landtagswahlrecht zuständige Ministerium kann bestimmte Aufwendungen,
die bei den Gemeinden und Kreiswahlleitern gleichmäßig entstehen oder die ohne gesonderte



Erhebung ermittelt werden können, abweichend von Abs. 1 Satz 1 und 3 im Wege der Einzel-
abrechnung erstatten.

(3) Im Verhältnis zu Gemeinden und Kreiswahlleitern, die gleichzeitig mit der Landtagswahl
Kommunalwahlen durchführen, werden die Erstattungen nach Abs. 1 und 2 von dem für das
Landtagswahlrecht zuständigen Ministerium anteilig gekürzt.

§ 48 
Wahlstatistik

(1) Das Ergebnis der Wahlen zum Hessischen Landtag ist als Landesstatistik zu bearbeiten.

(2) Aus dem Ergebnis der Landtagswahl sind in repräsentativ ausgewählten Wahlbezirken
Wahlstatistiken über

a) die Wahlbeteiligung nach Geburtsjahresgruppen und Geschlecht,

b) Geschlechts- und Altersgliederung der Wahlberechtigten und der Wähler unter Berück-
sichtigung der Stimmabgabe für die einzelnen Wahlvorschläge

als Landesstatistik zu erstellen. Die Zahl der ausgewählten Wahlbezirke darf einen Auswahl-
satz von fünf vom Hundert der Wahlbezirke des Landes nicht überschreiten. Die Wahlbezirke
werden vom Landeswahlleiter im Einvernehmen mit dem Statistischen Landesamt bestimmt.

(3) Erhebungsmerkmale für die Statistiken nach Abs. 2 sind Geschlecht, Geburtsjahresgruppe,
Teilnahme an der Wahl, Wahlscheinvermerk, abgegebene Wahlkreis- und Landesstimme,
ungültige Stimme und Gemeinde. Hilfsmerkmale sind Wahlkreis und Wahlbezirk. Auskunfts-
pflichtig sind die Gemeindebehörden.

(4) Die für die Statistiken nach Abs. 2 ausgewählten Wahlbezirke müssen wenigstens 400
Wahlberechtigte umfassen. Die Statistiken werden unter Auszählung der Wählerverzeichnisse
sowie unter Verwendung von Stimmzetteln mit Unterscheidungsbezeichnungen nach Ge-
schlecht und Geburtsjahresgruppe oder unter Verwendung entsprechend geeigneter Wahlge-
räte durchgeführt. Wählerverzeichnisse und gekennzeichnete Stimmzettel dürfen nicht zu-
sammengeführt werden. Für die Vernichtung der Stimmzettel gelten die wahlrechtlichen Vor-
schriften. Für die Statistik nach Abs. 2 Buchst. a sind höchstens zehn Geburtsjahresgruppen
zu bilden, in denen jeweils mindestens drei Geburtsjahrgänge zusammenzufassen sind. Für die
Statistik nach Abs. 2 Buchst. b sind höchstens fünf Geburtsjahresgruppen zu bilden, in denen
jeweils mindestens sieben Geburtsjahrgänge zusammenzufassen sind.

(5) Gemeinden dürfen mit Zustimmung des Kreiswahlleiters wahlstatistische Auszählungen
nach den in Abs. 3 genannten Erhebungsmerkmalen durchführen. Hilfsmerkmal ist der Wahl-
bezirk. Abs. 4 gilt entsprechend.

(6) Die Ergebnisse der Statistiken nach Abs. 2 dürfen nur auf Landesebene und die der wahl-
statistischen Auszählungen nach Abs. 5 nur bis zur Ebene der Gemeinden veröffentlicht wer-
den. Ergebnisse für einzelne Wahlbezirke dürfen nicht bekannt gegeben werden. Die Veröf-
fentlichung von Ergebnissen oberhalb der Gemeindeebene ist dem Statistischen Landesamt
vorbehalten.



(7) Die Durchführung der Statistiken nach Abs. 2 und der wahlstatistischen Auszählungen
nach Abs. 5 ist nur zulässig, wenn das Wahlgeheimnis gewahrt bleibt. Die Feststellung des
Wahlergebnisses im Wahlbezirk darf nicht verzögert werden.

(8) Für die Mitwirkung an der repräsentativen Wahlstatistik erhalten die Gemeinden vom
Land einen festen Betrag von zweihundertfünfzig Euro pro Wahlbezirk. § 47 Abs. 2 und 3 gilt
entsprechend.

§ 49 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 19 ohne wichtigen Grund ein Ehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende Ent-
schuldigung den Pflichten eines solchen entzieht,

2. gegen das Verbot des § 31 a Abs. 1 verstößt oder

3. entgegen § 31 a Abs. 2 Ergebnisse von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe über
den Inhalt der Wahlentscheidung vor Ablauf der Wahlzeit veröffentlicht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu zweihundert-
fünfzig Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 Nr. 2 und 3 kann mit einer Geldbuße bis zu
fünfzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist

1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Nr. 1

a) der Kreiswahlleiter, wenn ein Wahlberechtigter das Amt eines Wahlvorstehers, stell-
vertretenden Wahlvorstehers oder eines Beisitzers im Wahlvorstand oder im Kreiswahl-
ausschuss,

b) der Landeswahlleiter, wenn ein Wahlberechtigter das Amt eines Beisitzers im Landes-
wahlausschuss

unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung den Pflichten eines solchen
Amtes entzieht,

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Nr. 2 die Gemeindebehörden,

3. bei Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Nr. 3 der Landeswahlleiter.

(4) Die Geldbuße fließt in den Fällen des

1. Abs. 1 Nr. 1 in die Kasse der Gemeinde, in der der Betroffene in das Wählerverzeichnis
eingetragen ist,

2. Abs. 1 Nr. 2 in die Kasse der Gemeinde.



Die nach Satz 1 begünstigte Gemeinde hat die einem Betroffenen nach § 105 Abs. 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten zu erstattenden notwendigen Auslagen zu tragen.

§ 50
Landeswahlordnung

(1) Die für das Landtagswahlrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister
erlässt zur Ausführung dieses Gesetzes eine Landeswahlordnung und die sonst erforderlichen
Rechtsvorschriften. In der Landeswahlordnung sind insbesondere Bestimmungen zu treffen
über

die Bestellung der Wahlleiter und Wahlvorsteher,

die Bildung der Wahlausschüsse und Wahlvorstände sowie über die Tätigkeit, Beschlussfä-
higkeit und das Verfahren der Wahlorgane,

die Berufung in ein Wahlehrenamt und über den Ersatz von Auslagen für Inhaber von Wahl-
ehrenämtern,

die Wahlzeit,

die Bildung der Wahlbezirke und ihre Bekanntmachung,

die einzelnen Voraussetzungen für die Aufnahme in die Wählerverzeichnisse, deren Führung,
Berichtigung und Abschluss, über die Einsicht in die Wählerverzeichnisse, über den Ein-
spruch und die Beschwerde gegen das Wählerverzeichnis,

sowie über die Benachrichtigung der Wahlberechtigten,

die einzelnen Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen, deren Ausstellung, über
den Einspruch und die Beschwerde gegen die Ablehnung von Wahlscheinen,

Einreichung, Inhalt und Form der Wahlvorschläge sowie der dazugehörigen Unterlagen, über
ihre Prüfung, die Beseitigung von Mängeln sowie über ihre Zulassung und Bekanntgabe,

Form und Inhalt des Stimmzettels und über den Wahlumschlag, Bereitstellung, Einrichtung
und Bekanntmachung der Wahlräume sowie über Wahlschutzvorrichtungen und Wahlzellen,

die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhältnisse besondere Regelungen erfordern,

die Briefwahl,

die Wahl vor beweglichen Wahlvorständen,

die Wahl in Kranken-, Pflege-, Justizvollzugs- und ähnlichen Anstalten,

die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe sowie die Benach-
richtigung der Gewählten,



die Durchführung von Nachwahlen, Wiederholungswahlen und Ersatzwahlen sowie die Beru-
fung von Listennachfolgern und Ersatzbewerbern,

die Erstattung der Wahlkosten,

die Durchführung der Wahlstatistik.

(2) Für die gleichzeitige Durchführung von Landtagswahlen mit Bundestags- oder Europa-
wahlen kann die für das Landtagswahlrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister Bestimmungen treffen, die zur Anpassung an das jeweilige Wahlrecht erforderlich
sind.

§ 51 
Ermächtigung zur Berichtigung der Anlage

Die für das Landtagswahlrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister
wird ermächtigt, die Anlage zu § 7 Abs. 1 zu berichtigen, wenn sie durch Änderung von
Kreis- oder Gemeindegrenzen unrichtig geworden ist. 

§ 52 
Fristen und Termine

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern sich nicht
dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag
oder einen gesetzlichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausge-
schlossen.

(2) Für Wahlen aufgrund einer Auflösung des Landtags werden die Fristen für die Einrei-
chung der Wahlvorschläge (§ 23 Abs. 1) auf den vierunddreißigsten Tag vor der Wahl, für die
Prüfung und Zulassung der Landeslisten und der Kreiswahlvorschläge (§ 28 Abs. 1 und 2)
jeweils auf den dreißigsten Tag vor der Wahl, für die Entscheidung über eine Beschwerde
gegen die Zurückweisung oder die Zulassung eines Kreiswahlvorschlags (§ 28 Abs. 4 Satz 5)
auf den vierundzwanzigsten Tag vor der Wahl und für die öffentliche Bekanntmachung (§ 29
Abs. 1) auf den zwanzigsten Tag vor der Wahl verkürzt.

(3) Wird im Falle der Wiederholungswahl (§ 43) nicht nach denselben Wahlvorschlägen ge-
wählt wie bei der für ungültig erklärten Wahl, gilt Abs. 2 entsprechend.

§ 53 
Staatliche Mittel für Träger von Wahlvorschlägen

(1) Wählergruppen, die sich mit einer Landesliste an der Landtagswahl beteiligt und mindes-
tens 1 vom Hundert der gültigen Landesstimmen erreicht haben, erhalten vorbehaltlich Abs. 3
für jede auf ihre Liste entfallende gültige Landesstimme zwei Euro.

(2) Wählergruppen, für die keine Landesliste zugelassen war und die mindestens 10 vom
Hundert der in einem Wahlkreis abgegebenen gültigen Wahlkreisstimmen erreicht haben,
erhalten vorbehaltlich Abs. 3 für jede der in diesem Wahlkreis für sie abgegebene gültige



Wahlkreisstimme zwei Euro; für Träger von Kreiswahlvorschlägen, die nach Maßgabe des
§ 21 Abs. 3 von Wahlberechtigten eingereicht worden sind, gilt dies entsprechend.

(3) Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung auf Träger von Wahlvorschlägen, die unter Beteili-
gung von Parteien gebildet worden sind. Die staatlichen Mittel dürfen den Gesamtbetrag der
jeweiligen Wahlkampfkosten nicht übersteigen.

(4) Zuständig für die Festsetzung und Auszahlung der staatlichen Mittel ist die Präsidentin
oder der Präsident des Hessischen Landtags. Entsprechende Anträge sind innerhalb von zwei
Monaten nach dem Zusammentritt des Landtags bei der Präsidentin oder dem Präsidenten des
Hessischen Landtags schriftlich zu stellen. Die Vertrauensperson des Wahlvorschlags hat da-
bei ihr oder ihm gegenüber an Eides statt zu versichern, dass der Wahlvorschlag nicht unter
Beteiligung von Parteien gebildet worden ist und die staatlichen Mittel den Gesamtbetrag der
jeweiligen Wahlkampfkosten nicht übersteigen; die Präsidentin oder der Präsident des Hessi-
schen Landtags ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig.

(5) Die staatlichen Mittel nach dem Parteiengesetz für die bei Landtagswahlen erreichten gül-
tigen Stimmen werden von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Hessischen Landtags
ausgezahlt.

(6) Die erforderlichen Mittel sind im Landeshaushalt, Einzelplan 01 Landtag, auszubringen.
Der Landesrechnungshof prüft die Auszahlung, in den Fällen des Abs. 1 bis 4 auch die Fest-
setzung der staatlichen Mittel.

§ 54
Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 2005 außer Kraft.
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